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Arbeitgeber wollen beruflichen Quereinsteigern
den beruflichen Aufstieg beschneiden
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Verfehlte Personalpolitik der Kommunen schafft große Probleme 
In den 60-er und 70-er Jahren des letzten Jahrhunderts wurde der öffentliche Dienst ausgebaut. Das 
Dienstleistungsangebot der Kommunen wurde bürgerfreundlich umgestaltet. Warte- und Bearbeitungs-
zeiten konnten verkürzt werden. Der kommunale Service für Bürger*innen wurde verbessert. Dieser 
hohe Personalbestand wurde jedoch nicht fortgeschrieben. Einstellungsstopps prägten über zwei 
Jahrzehnte die Personalpolitik der Verwaltungen. Deshalb ist eine problematische Altersstruktur bei den 
Beschäftigten in den Kommunen entstanden. Dies ist auch Folge einer langjährigen Unterfinanzierung 
der Kommunen. Viele Kommunen in NRW gerieten deshalb in große finanzielle Nöte. 

Die heutige Altersstruktur der Beschäftigten im öffentlichen Dienst ist daher keine Folge der demogra-
fischen Entwicklung in Deutschland, sondern einer wenig in die Zukunft schauenden Personalpolitik. 
Freiwerdende Stellen wurden und werden teilweise auch heute noch nicht mehr besetzt. Viele Beschäf-
tigte erreichen jetzt und in den kommenden Jahren das Renten- bzw. Pensionsalter. Die so entstehen-
den Lücken sind in jeder Dienststelle und in jedem Betrieb vorhersehbar. 

Kommunen müssen deshalb rechtzeitig und ausreichend Nachwuchskräfte ausbilden, um die so ent-
stehenden Bedarfe abdecken zu können. Dafür sind Ausbildungsstrukturen aufrechtzuerhalten bzw. zu 
schaffen und ausreichende Finanzmittel zur Verfügung zu stellen. Nur so kann eine Arbeitsüberlastung 
der Beschäftigten und eine damit eng verbundene steigende Krankheitsrate durch zu wenig Personal 
vermieden werden. 

Quereinsteigern weiterhin Karrierechancen erhalten.
Die Ausbildungs- und Prüfungspflicht zu den Verwaltungslehrgängen I und II ist tarifvertraglich gere-
gelt, um Beschäftigten ohne Verwaltungsausbildung berufliche Aufstiegschancen bei den Kommunen 
zu gewährleisten. Die öffentlichen Arbeitgeber diskutieren jetzt die Ausbildungs- und Prüfungspflicht zu 
umgehen, weil sie glauben so leichter Verwaltungspersonal gewinnen zu können. Den Fachbereich 
Gemeinden in ver.di NRW überzeuget dieses Argument des kommunalen Arbeitgeberverbandes nicht.

Nach den heutigen Regelungen muss Beschäftigten, welche die für die Eingruppierung nötige Prüfung 
nicht abgelegt haben, die Gelegenheit gegeben werden die Ausbildung und Prüfung nachzuholen. 
Bis zum Abschluss der Ausbildung wird nach der Übertragung der entsprechenden Tätigkeiten eine 
persönliche Zulage bezahlt.

Vielfach werden Quereinsteiger eingestellt, weil kein Fachpersonal zur Verfügung steht. Diese Be-
schäftigten haben ohne abgeschlossene Verwaltungslehrgänge kaum Aufstiegschancen. Die damit 
verbundenen Probleme werden teilweise erst nach Jahren, wenn ein Aufstieg ansteht, sichtbar.

Auch für Beschäftigte die ihre jetzige verwaltungsferne Tätigkeit nicht mehr ausüben können, eröffnet 
diese Ausbildung neue Beschäftigungsperspektiven im Verwaltungsbereich der Kommunen. Um ihnen 
einen Einstieg in eine Verwaltungstätigkeit zu ermöglichen ist aber eine dementsprechende Ausbil-
dung nötig.

Fazit
Die Verwaltungslehrgänge sind für viele Seiteneinsteiger*innen in Verwaltungstätigkeiten die Grund-
lage, um in eine höher bewertete Tätigkeit aufsteigen zu können. Ohne diese Aufstiegsmöglichkeiten 
endet eine berufliche Karriere in einer Sackgasse. Ein beruflicher Aufstieg bleibt den meisten Kol-
leg*innen so versperrt.
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Am 1. Januar 2019 ist das Teilhabechancengesetz in 
Kraft getreten.1 Ziel des Programms ist die Integration 
von Langzeitarbeitslosen in den 1. Arbeitsmarkt. Geför-
dert wird eine sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung. Das förderfähige Entgelt orientiert sich bei tarifge-
bundenen Arbeitgebern am Tariflohn. Das Programm ist 
bis 2024 befristet. Genehmigte Maßnahmen können bis 
2029 abgewickelt werden. 

Förderung nach der Neufassung des § 16e SGB II:

Voraussetzung:  zwei Jahre Arbeitslosigkeit.

Der Zuschuss zum Arbeitsentgelt beträgt bei Sozialversi-
cherten Arbeitsverhältnissen im:

1. Beschäftigungsjahr 75 %
2. Beschäftigungsjahr 50 %. 

Während der Förderdauer findet eine ganzheitliche be-
schäftigungsbegleitende Betreuung (Coaching) statt. 

Nach Ablauf der Förderung besteht keine Nachbeschäf-
tigungspflicht.

Förderung nach § 16i SGB II:

Voraussetzung: Der/die erwerbsfähige Leistungsberech-
tigte ist über 25 Jahre alt und hat sechs Jahre Arbeitslo-
sengeld II (ALG II) innerhalb der letzten sieben Jahre be-
zogen. Schwerbehinderte und Personen mit mindestens 
einem minderjährigen Kind in der Bedarfsgemeinschaft 
können bereits nach fünf Jahren Leistungsbezug geför-
dert werden. 

Der Zuschuss zum Arbeitsentgelt von Arbeitgebern, die 
eine Person aus dieser Zielgruppe sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigen beträgt im:

1. Beschäftigungsjahr 100 Prozent 
2. Beschäftigungsjahr 100 Prozent 
3. Beschäftigungsjahr 90 Prozent 
4. Beschäftigungsjahr 80 Prozent 
5. Beschäftigungsjahr 70 Prozent 

Die Arbeitsverhältnisse können auf bis zu 5 Jahre befris-
tet werden, eine einmalige Verlängerung ist möglich.

Während der Förderdauer findet eine ganzheitliche be-
schäftigungsbegleitende Betreuung (Coaching) statt. 
Für notwendige Qualifizierungen können dem Arbeitge-

ber zusätzlich bis zu 3.000 Euro je Förderfall erstattet 
werden. 

Nach Ablauf der Förderung besteht keine Nachbeschäf-
tigungspflicht.

Förderung kommunaler Beschäftigung nach dem Teil-
habechancengesetz

Kolleg*innen welche die Bedingungen einer Förderung 
erfüllen, werden in den Kommunen zu den Bedingun-
gen des TVöD eingestellt. Die Eingruppierung richtet 
sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltordnung 
(EGO). Eine Obergrenze für eine Vergütung solcher Tä-
tigkeiten ist im Gesetz nicht festgeschrieben.

Aber:

Es wird nur das regelmäßig zu zahlende Arbeitsentgelt 
gefördert. Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt wird nicht 
berücksichtigt.2 Die Jahressonderzahlung3 und Auszah-
lungen des Leistungsentgeltes (LOB)4 werden demnach 
nicht gefördert.

Sozialversicherungsbeiträge werden ohne die sonst üb-
lichen Beiträge zur Arbeitslosenversicherung5 gefördert. 
Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld I entsteht deshalb 
auch nach 5-jähriger Beschäftigung nicht. 

Eine Versicherung in einer Zusatzversorgungseinrichtung 
entfällt, da die Wartezeit mit einer Beschäftigungszeit von 
mindestens 5 Jahren nicht erfüllt wird.6 

Auswirkung auf Kolleg*innen und Kommune 

Kolleg*innen die nach dem Teilhabeförderungsgesetz in 
einer Kommune beschäftigt werden, fallen im Regelfall 
aus dem Arbeitslosengeld II-Bezug (ALG II) heraus. In ei-
nigen wenigen Fällen ist immer noch ergänzendes ALG II 
erforderlich. Allerdings weit unter der, durch Gesetz fest-
gelegte Höchstgrenze. Die Kommune spart die Kosten 
der Unterkunft (KdU) für die Geförderten.

Dem Missbrauch kann vorgebeugt werden

Im Gesetz fehlen Vorkehrungen, die bestehende Arbeits-
verhältnisse vor Verdrängung, Unterbietungskonkurrenz 
und Lohndruck schützen. Es ist außerdem nicht sicher-
gestellt,

Informationen der

Vereinten

Dienstleistungsgewerkschaft

Fachbereich Gemeinden

Nordrhein-Westfalen

für Personalvertretungen



Information 
ver.di Landesfachbereich Gemeinden 
www.gemeinden-nrw.verdi.de 

 
  

 
Online-Beitritt: www.mitgliedwerden.verdi.de 

 
 

 
 Vereinte 
 Dienstleistungsgewerkschaft 
 Fachbereich Gemeinden 

 

Informationen der 

Vereinten 

Dienstleistungsgewerkschaft 

Fachbereich Gemeinden 

Nordrhein-Westfalen 

 

Im
pr

es
su

m
:  

Ei
ne

 V
er

öf
fe

nt
lic

hu
ng

 d
er

 V
er

ei
nt

en
 D

ie
ns

tle
is

tu
ng

sg
ew

er
ks

ch
af

t 
, 

LF
B 

7 
N

RW
, K

ar
ls

tr
. 1

23
-1

27
, 4

02
10

 D
üs

se
ld

or
f,

 
V

.i.
S.

d.
P.

 M
ar

tin
 N

ee
s 
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Verfehlte Personalpolitik der Kommunen schafft große Probleme 
In den 60-er und 70-er Jahren des letzten Jahrhunderts wurde der öffentliche Dienst ausgebaut. Das 
Dienstleistungsangebot der Kommunen wurde bürgerfreundlich umgestaltet. Warte- und Bearbeitungs-
zeiten konnten verkürzt werden. Der kommunale Service für Bürger*innen wurde verbessert. Dieser 
hohe Personalbestand wurde jedoch nicht fortgeschrieben. Einstellungsstopps prägten über zwei 
Jahrzehnte die Personalpolitik der Verwaltungen. Deshalb ist eine problematische Altersstruktur bei den 
Beschäftigten in den Kommunen entstanden. Dies ist auch Folge einer langjährigen Unterfinanzierung 
der Kommunen. Viele Kommunen in NRW gerieten deshalb in große finanzielle Nöte. 

Die heutige Altersstruktur der Beschäftigten im öffentlichen Dienst ist daher keine Folge der demogra-
fischen Entwicklung in Deutschland, sondern einer wenig in die Zukunft schauenden Personalpolitik. 
Freiwerdende Stellen wurden und werden teilweise auch heute noch nicht mehr besetzt. Viele Beschäf-
tigte erreichen jetzt und in den kommenden Jahren das Renten- bzw. Pensionsalter. Die so entstehen-
den Lücken sind in jeder Dienststelle und in jedem Betrieb vorhersehbar. 

Kommunen müssen deshalb rechtzeitig und ausreichend Nachwuchskräfte ausbilden, um die so ent-
stehenden Bedarfe abdecken zu können. Dafür sind Ausbildungsstrukturen aufrechtzuerhalten bzw. zu 
schaffen und ausreichende Finanzmittel zur Verfügung zu stellen. Nur so kann eine Arbeitsüberlastung 
der Beschäftigten und eine damit eng verbundene steigende Krankheitsrate durch zu wenig Personal 
vermieden werden. 

Quereinsteigern weiterhin Karrierechancen erhalten.
Die Ausbildungs- und Prüfungspflicht zu den Verwaltungslehrgängen I und II ist tarifvertraglich gere-
gelt, um Beschäftigten ohne Verwaltungsausbildung berufliche Aufstiegschancen bei den Kommunen 
zu gewährleisten. Die öffentlichen Arbeitgeber diskutieren jetzt die Ausbildungs- und Prüfungspflicht zu 
umgehen, weil sie glauben so leichter Verwaltungspersonal gewinnen zu können. Den Fachbereich 
Gemeinden in ver.di NRW überzeuget dieses Argument des kommunalen Arbeitgeberverbandes nicht.

Nach den heutigen Regelungen muss Beschäftigten, welche die für die Eingruppierung nötige Prüfung 
nicht abgelegt haben, die Gelegenheit gegeben werden die Ausbildung und Prüfung nachzuholen. 
Bis zum Abschluss der Ausbildung wird nach der Übertragung der entsprechenden Tätigkeiten eine 
persönliche Zulage bezahlt.

Vielfach werden Quereinsteiger eingestellt, weil kein Fachpersonal zur Verfügung steht. Diese Be-
schäftigten haben ohne abgeschlossene Verwaltungslehrgänge kaum Aufstiegschancen. Die damit 
verbundenen Probleme werden teilweise erst nach Jahren, wenn ein Aufstieg ansteht, sichtbar.

Auch für Beschäftigte die ihre jetzige verwaltungsferne Tätigkeit nicht mehr ausüben können, eröffnet 
diese Ausbildung neue Beschäftigungsperspektiven im Verwaltungsbereich der Kommunen. Um ihnen 
einen Einstieg in eine Verwaltungstätigkeit zu ermöglichen ist aber eine dementsprechende Ausbil-
dung nötig.

Fazit
Die Verwaltungslehrgänge sind für viele Seiteneinsteiger*innen in Verwaltungstätigkeiten die Grund-
lage, um in eine höher bewertete Tätigkeit aufsteigen zu können. Ohne diese Aufstiegsmöglichkeiten 
endet eine berufliche Karriere in einer Sackgasse. Ein beruflicher Aufstieg bleibt den meisten Kol-
leg*innen so versperrt.
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dass die geförderten Arbeitsplätze dem ver.di-Leitbild 
„Gute Arbeit“ entsprechen. 

Um dies in NRW zu verhindern, wurde eine gemeinsame 
Erklärung verabschiedet:

„Mit den in allen Beiräten der Jobcenter in Nordrhein-West-
falen vertretenen Sozialpartnern ist im Vorfeld regelmäßig 
ein regionaler Konsens über Einsatzfelder und Tätigkeits-
bereiche herzustellen. Den Jobcenterbeiräten kommt 
eine besondere Rolle als Mitgestalter und konstruktiver 
Unterstützer zur Ausgestaltung und Gewinnung von Be-
schäftigungsmöglichkeiten zu. Bei Bedarf unterstützen 
wir die Mitglieder der Beiräte durch Informationsveran-
staltungen oder weitere geeignete Maßnahmen.“7

Hinweise für Personalräte:

Personalräte müssen dafür sorgen, dass eine Verdrän-
gung von regulären Arbeitsverhältnissen ausgeschlos-
sen wird und eine tarifgerechte Einordnung erfolgt. Sie 
müssen dazu ihre gesetzlichen Rechte des LPVG NRW 
ausschöpfen:

• Das Mitwirkungsrecht8 zur Personalplanung muss ein-
fordert werden. Zur Wahrung dieses Rechts ist dem 
Personalrat eine Kopie der Personalbedarfsberech-
nung und des Stellenplanes zu überlassen. Aus den 
Unterlagen zur Personalplanung sollte sich ergeben, 
wer wann altersbedingt bzw. nach Ablauf eines befris-
teten Vertrags ausscheidet. Dem Personalrat sind alle 
„Einsatzstellen“ mit Tätigkeitsbeschreibung und Bewer-
tung vorzulegen. Der Personalrat kann so konkret über-
prüfen, ob es die Tätigkeit vorher schon gab, diese aber 
weggefallen ist bzw. gestrichen wurde und durch eine 
geförderte Beschäftigung ersetzt werden soll.

• Besteht ein Wirtschaftsausschuss9, so gehört die Per-
sonalplanung zu den wirtschaftlichen Angelegenhei-
ten.10

• Einstellungen, die erneute Zuweisung eines Arbeitsplat-
zes, die Rückkehr nach Freistellung und Elternzeit und 
die Befristung von Arbeitsplätzen unterliegen der Mitbe-
stimmung.11

• Im Rahmen des Einstellungsverfahrens ist auf eine tarif-
gerechte Eingruppierung zu achten.12

Tarifgerechte Eingruppierung

Damit könnten vor allem für ältere Langzeitarbeitslose 
ohne Berufsausbildung Beschäftigungsmöglichkeiten 
geschaffen werden. Um nach Entgeltgruppe 1 (EG 1 - 

Beschäftigte mit einfachen Tätigkeiten) vergütet werden 
zu können, muss eine tarifgerechte Einstellung erfolgen: 
z.B. Reiniger*innen in Außenbereichen wie Höfe, Wege, 
Grünanlagen und Parks.13 Beschäftigte, welche öffentli-
che Straßen reinigen, sind schon in EG 3 eingruppiert.14 

Beschäftigte welche mit anderen Hilfsarbeiten beschäftigt 
werden, sind ebenfalls höher als EG 1 eingruppiert.15

Auch für Verwaltungspersonal gelten die tariflichen Rege-
lungen der EGO zum TVöD.

Im Rahmen einer solchen Maßnahme können auch 
dringend benötigte Kolleg*innen für die Verwaltung ge-
wonnen werden. Diese könnten über eine erfolgreiche 
Teilnahme an den Verwaltungslehrgängen I16 und II17 aus-
gebildet werden. Dafür kann der Arbeitgeber je Förderfall 
Zuschüsse zu den Weiterbildungskosten von insgesamt 
bis zu 3.000 € erhalten.18 Vor allem auch für alleinerzie-
hende Mütter könnte dies ein Angebot sein, um wieder in 
das Berufsleben einsteigen zu können.

Diese Kolleg*innen sind zu Beginn ihrer Verwaltungstä-
tigkeit bis zum Abschluss der Verwaltungslehrgänge eine 
Entgeltgruppe niedriger als die der Tätigkeit entsprechen-
den Entgeltgruppe eingruppiert, mindestens aber in EG 419. 
Zu Beginn des vierten Monats erhalten solche Beschäf-
tigte eine Zulage, so dass die Vergütung der nächsthöhe-
ren Entgeltgruppe erreicht wird, in unserem Beispiel eine 
Zulage von EG 4 nach EG 520.

www.mitgliedwerden.verdi.de
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1 Neufassung des § 16e und neuer § 16i Sozialgesetzbuch II (SGB II) 
2 § 91 Abs. 1 SGB III
3 § 20 Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD)  
4 § 18 TVöD
5 § 27 Abs. 3, 5. SGB III
6 § 2 Abs. 1 b, in Verbindung mit § 6 Altersvorsorge-TV-Kommunal (ATV-K)
7 Gemeinsame Erklärung von Spitzenverbänden in Nordrhein-Westfalen mit dem 

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales und der Regionaldirektion der 
Bundesagentur für Arbeit zur Reduzierung der Langzeitarbeitslosigkeit – Teilha-
bechancengesetz, Januar 2019

8 § 73 Nr. 4 und Nr. 7 Landespersonalvertretungsgesetze NRW (LPVG NW)
9 § 65a LPVG NW
10 § 65a Nr. 5 LPVG NW
11 § 72 Abs. 1 Nr. 1 LPVG NW 
12 § 72 Abs. 1 Nr. 4 LPVG NW
13 TVöD-NRW – Eingruppierungsverzeichnis, Anhang zu Teil A, § 11 -Eingruppie-

rungsverzeichnis
14 TVöD-NRW - Eingruppierungsverzeichnis, Anhang zu Teil A, § 11 –Eingruppie-

rungsverzeichnis; siehe auch: Entgeltgruppe 3, Protokollerklärung zu Nr. 5 
15 TVöD-NRW – Eingruppierungsverzeichnis, Anhang zu Teil A, § 11 -Eingruppie-

rungsverzeichnis
16 TVöD, Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA), Grundsätzliche Eingruppierungsrege-

lungen (Vorbemerkungen) 7 (1)
17 TVöD, Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA), Grundsätzliche Eingruppierungsrege-

lungen (Vorbemerkungen) 7 (2)
18 § 16 i (5) SGB II
19 TVöD, Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA), Teil A, Allgemeiner Teil, 3. Entgeltgrup-

pen 2 bis 12
20 TVöD, Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA), Grundsätzliche Eingruppierungsrege-

lungen (Vorbemerkungen) 7 (3)


